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Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Präsident Dr. Thienel, 

den Hofrat Dr. Doblinger und die Hofrätin Mag. Schindler als Richter, unter 

Mitwirkung der Schriftführerin Mag.a Rieder, über die außerordentliche 

Revision des A B, vertreten durch Mag. Dr. Sebastian Siudak, Rechtsanwalt in 

4040 Linz, Blütenstraße 15/5/5.13, gegen das Erkenntnis des 

Landesverwaltungsgerichtes Oberösterreich vom 

8. April 2024, LVwG-303635/11/KLi, betreffend Übertretung des 

Ausländerbeschäftigungsgesetzes (belangte Behörde vor dem 

Verwaltungsgericht: Bezirkshauptmannschaft Linz-Land), den Beschluss 

gefasst: 

Die Revision wird zurückgewiesen. 

Begründung: 

1 Mit dem angefochtenen Erkenntnis des Landesverwaltungsgerichtes 

Oberösterreich (Verwaltungsgericht) wurde dem Revisionswerber als 

unbeschränkt haftendem Gesellschafter und zur Vertretung nach außen 

Berufenem gemäß § 9 VStG einer bestimmten OG angelastet, dass diese 

Gesellschaft eine namentlich genannte ausländische Person im Tatzeitraum 

beschäftigt habe, ohne dass dafür eine der aufgezählten Bewilligungen erteilt 

gewesen sei. Der Revisionswerber habe dadurch eine Übertretung des § 3 

Abs. 1 Ausländerbeschäftigungsgesetzes (AuslBG) begangen, weshalb über ihn 

gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 lit. a AuslBG eine Geld- bzw. eine Ersatzfreiheitsstrafe 

verhängt wurde. Die Revision erklärte das Verwaltungsgericht für nicht 

zulässig. 

2 Dagegen richtet sich die vorliegende außerordentliche Revision. 

3 Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes 

die Revision zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der 

grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet 

wird. 
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4 Bei der Beurteilung der Zulässigkeit der Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG 

ist der Verwaltungsgerichtshof an den Ausspruch des Verwaltungsgerichtes 

gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht gebunden (§ 34 Abs. 1a VwGG). Er hat die 

Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG im 

Rahmen der dafür in der Revision vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) 

zu überprüfen. 

5 Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegens der 

Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne 

weiteres Verfahren mit Beschluss zurückzuweisen. 

6 In der Zulässigkeitsbegründung der Revision wird geltend gemacht, dass das 

Verwaltungsgericht dem Beweisantrag des Revisionswerbers auf Einvernahme 

eines weiteren im Tatzeitraum unbeschränkt haftenden Gesellschafters der OG 

als Zeugen nicht nachgekommen sei. Dieser hätte bei seiner Einvernahme 

bestätigt, dass er mit dem Revisionswerber „ausgemacht“ habe, sich um die 

„ausländerbeschäftigungsrechtlichen Belange“ zu kümmern und über 

diesbezügliche Erfahrung zu verfügen sowie dass der Revisionswerber nichts 

von der Beschäftigung gewusst habe. Das Verwaltungsgericht sei zu Unrecht 

von einem Verschulden des Revisionswerbers und von der Notwendigkeit der 

Schriftlichkeit der Vereinbarung ausgegangen. 

7 Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes dürfen Beweisanträge 

nur dann abgelehnt werden, wenn die Beweistatsachen als wahr unterstellt 

werden, es auf sie nicht ankommt oder das Beweismittel - ohne unzulässige 

Vorwegnahme der Beweiswürdigung - untauglich bzw. an sich nicht geeignet 

ist, über den beweiserheblichen Gegenstand einen Beweis zu liefern (vgl. etwa 

VwGH 4.4.2024, Ra 2023/09/0183, mwN). 

8 Übertretungen nach § 28 Abs. 1 AuslBG sind nach der Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes Ungehorsamsdelikte im Sinn des § 5 Abs. 1 VStG, 

weil zum Tatbestand dieser Verwaltungsübertretung der Eintritt eines Schadens 

oder einer Gefahr nicht gehört. In einem solchen Fall ist der 

verwaltungsstrafrechtlich Verantwortliche strafbar, wenn er nicht genügende 

Vorkehrungen getroffen hat, um die Verwirklichung des Tatbilds durch den 
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unmittelbaren Täter zu verhindern. Es liegt ihm eine Unterlassung zur Last. In 

diesem Fall hat bei Erfüllung des objektiven Tatbilds der 

verwaltungsstrafrechtlich Verantwortliche glaubhaft zu machen, dass ihn an der 

Verwaltungsübertretung kein Verschulden trifft. Solange dies nicht der Fall ist, 

hat die Behörde (bzw. das Verwaltungsgericht) anzunehmen, dass der Verstoß 

bei gehöriger Aufmerksamkeit hätte vermieden werden können (vgl. zum 

Ganzen etwa VwGH 1.3.2022, Ra 2021/09/0244, mwN). 

9 Nur wenn der Beschuldigte ein wirksames Kontrollsystem eingerichtet hat, 

sodass er unter den vorhersehbaren Verhältnissen mit gutem Grund die 

Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften erwarten konnte, trifft ihn an der 

Verletzung der Verwaltungsvorschrift kein Verschulden. Ein derartiges, durch 

den Beschuldigten eingerichtetes Kontrollsystem hat exkulpierende Wirkung 

(vgl. VwGH 9.1.2024, Ra 2023/09/0191, mwN). 

10 Gemäß § 9 Abs. 2 erster Satz VStG sind die zur Vertretung nach außen 

Berufenen berechtigt und, soweit es sich zur Sicherstellung der strafrechtlichen 

Verantwortlichkeit als erforderlich erweist, auf Verlangen der Behörde 

verpflichtet, aus ihrem Kreis eine oder mehrere Personen als verantwortliche 

Beauftragte zu bestellen, denen für das ganze Unternehmen oder für bestimmte 

räumlich oder sachlich abgegrenzte Bereiche des Unternehmens die 

Verantwortung für die Einhaltung der Verwaltungsvorschriften obliegt. Für 

bestimmte räumlich oder sachlich abgegrenzte Bereiche des Unternehmens 

können aber auch andere Personen zu verantwortlichen Beauftragten bestellt 

werden (letzter Satz). 

11 Nach der Rechtsprechung ist ein verantwortliches Vertretungsorgan (§ 9 

Abs. 1 VStG) ex lege umfassend und kumulativ neben anderen 

Vertretungsorganen (also „überlappend“) strafrechtlich verantwortlich. Seine 

Bestellung nach § 9 Abs. 2 erster Satz VStG lässt seine strafrechtliche 

Verantwortlichkeit als Vertretungsorgan unberührt, sie bewirkt nur (nach 

Maßgabe ihres Umfanges) den Entfall der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 

der übrigen Vertretungsorgane bzw. deren Einschränkung auf den Fall 

vorsätzlicher Nichtverhinderung (§ 9 Abs. 6 VStG). Die Bestellung zum 

https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Vwgh&GZ=Ra%C2%A02021/09/0244&SkipToDocumentPage=True&SucheNachRechtssatz=False&SucheNachText=True
https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Vwgh&GZ=Ra%C2%A02018/05/0163&SkipToDocumentPage=True&SucheNachRechtssatz=False&SucheNachText=True
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verantwortlichen Beauftragten muss nicht durch eine Urkunde nachgewiesen 

werden, die von dem zur Vertretung nach außen Berufenen gefertigt ist. Die 

Bestellung zum verantwortlichen Beauftragten und die Zustimmung des zum 

verantwortlichen Beauftragten Bestellten können grundsätzlich formfrei 

erfolgen. Erforderlich ist nur, dass die Zustimmung gemäß § 9 Abs. 4 VStG 

nachweislich erfolgt ist (vgl. z.B. VwGH 5.3.2024, Ra 2024/09/0008, mwN). 

12 Bei einer schlichten Aufgabenverteilung unter mehreren Geschäftsführern 

einer GmbH handelt es sich für sich genommen ohne Hinzutreten eines 

hinreichend erkennbaren Übertragungsaktes mit allen damit verbundenen 

Rechten und Pflichten nicht um eine Bestellung zum verantwortlichen 

Beauftragten gemäß § 9 Abs. 2 erster Satz VStG, sondern um eine interne 

Aufteilung der Zuständigkeiten im Unternehmen, die die 

verwaltungsstrafrechtliche Verantwortlichkeit der (Mit)Geschäftsführer nicht 

berührt (vgl. VwGH 23.3.2016, Ra 2016/02/0002, mit Hinweis auf 

VwGH 4.7.2008, 2008/17/0072; in diesem Sinn auch iZm einer OEG 

VwGH 1.7.2010, 2010/09/0074). Der bloße Rückzug auf eine interne 

Unzuständigkeit ohne jegliches weitere Vorbringen über irgendwelche, die 

Einhaltung der Vorschriften gewährleistenden Tätigkeiten stellt ein zur 

Entlastung im Sinne des § 5 Abs. 1 VStG untaugliches Vorbringen dar 

(vgl. VwGH 4.7.2008, 2008/17/0072). 

13 Daran anknüpfend hat der Verwaltungsgerichtshof ferner bereits festgehalten, 

dass die Zuweisung der „Verantwortung“ an ein Vorstandsmitglied durch die 

unternehmensinterne Geschäftsverteilung (auch mit Zustimmung dieses 

Vorstandsmitgliedes) für sich genommen noch keine Bestellung als 

„verantwortlicher Beauftragter“ für die Einhaltung der 

Verwaltungsvorschriften gemäß § 9 Abs. 2 erster Satz VStG darstellt. Vielmehr 

müsste sich ein derartiger Übertragungsakt - anders als die Übertragung der 

unternehmensinternen Verantwortung - hinreichend klar erkennbar (auch) auf 

die spezifische verwaltungsstrafrechtliche Verantwortung im Verständnis des 

(österreichischen) Verwaltungsstrafgesetzes beziehen (vgl. VwGH 7.4.2017, 

Ro 2016/02/0009; siehe auch 27.4.2017, Ro 2016/02/0020). 
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14 Vor diesem Hintergrund kann aber dem Verwaltungsgericht in Hinsicht auf das 

Unterbleiben der Einvernahme des weiteren im Tatzeitraum unbeschränkt 

haftenden Gesellschafters kein Vorwurf gemacht werden, ging es doch ohnehin 

von der behaupteten Absprache aus, die es in Einklang mit der dargestellten 

Rechtsprechung als lediglich interne Aufgabenverteilung beurteilte. Die 

Bestellung eines verwaltungsstrafrechtlich Verantwortlichen im Sinn des § 9 

Abs. 2 erster Satz VStG wird in der Revision nicht ausreichend konkret 

vorgebracht. Das Vertrauen auf die Rechtmäßigkeit der Handlungen eines 

anderen Gesellschafters kann den Revisionswerber aber nicht exkulpieren. 

Dass der Revisionswerber Kontrollmaßnahmen gesetzt hätte, wird von ihm 

nicht behauptet. 

15 In der Revision werden somit keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne 

des Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsätzliche Bedeutung zukäme. Die Revision 

war daher zurückzuweisen. 

W i e n ,  am 21. August 2024 

 


